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Schwarzarbeiterinnen in der Hauswirtschaft: 
Legalisieren wir ihren Status
Ausgehend von der Studie des Bundesamts für Migration (BFM) sollte die eidgenössische Politik im Bereich der Papierlosen überdacht werden. Eine Teillegalisierung der im Bereich der Hauswirtschaft tätigen Papierlosen würde bewirken, dass viele Frauen nicht mehr ausgebeutet werden könnten. Sie käme aber auch dem Fiskus und den Sozialversicherungen zugute.
Gemäss der vom BFM veranlassten Studie zählt die Schweiz 90'000 Papierlose. Es ist möglich, dass diese Zahl etwas zu niedrig ist, aber das ist nicht das Wesentliche. Wesentlich sind folgende Überlegungen:

1) Die Papierlosen decken eine Nachfrage nach Arbeitskräften, die vor allem aus den Sektoren Hauswirtschaft, Gastronomie und Bau kommt.
2) Etwa die Hälfte aller Papierlosen sind Frauen, die vor allem in der Hauswirtschaft arbeiten. 
3) Papierlose gibt es in der ganzen Schweiz. Deshalb muss eine gesamtschweizerische Lösung gefunden werden, auch wenn die meisten Deutschschweizer Kantone so tun, als gäbe es dieses Problem nicht.
4) Papierlose sind nicht kriminell; die meisten verhalten sich im Alltag äusserst diskret, damit es nicht zu einer Ausweisung kommt.
Vorteile einer Legalisierung in der Hauswirtschaft 
Der Kanton Genf beantragte beim Bund die Legalisierung der etwa  5600 Schwarzarbeiterinnen, die in der Hauswirtschaft tätig sind. Travail.Suisse fordert die anderen Kantone dazu auf, dasselbe zu tun, und den Bund, solche Gesuche anzunehmen. Warum die Hauswirtschaft? Weil: 
1) dort vor allem Frauen arbeiten, deren Lage sehr prekär ist;
2) die Hauswirtschaft keinen Normal- oder Gesamtarbeitsvertrag kennt und es somit besonders schwierig ist, seine Rechte zu verteidigen;
3) ein grosser Anteil der Papierlosen in diesem Sektor arbeitet und die Legalisierung den Sozialversicherungen und dem Fiskus bedeutende Mehreinnahmen einbrächte.
Mit einer Legalisierung in diesem Sektor könnten himmelschreiende Fälle von Ausbeutung ausgemerzt werden. Die Kantone könnten in einem ersten Schritt einen Normalarbeitsvertrag in diesem Sektor einführen. In einem zweiten Schritt könnte man die Ausarbeitung eines Gesamtarbeitsvertrags für die Hauswirtschaft ins Auge fassen. Die Legalisierung der Schwarzarbeiterinnen in der Hauswirtschaft würde es dem Staat auch ermöglichen, nicht bezahlte Steuern und Beiträge an die Sozialversicherungen einzuziehen (allein in Genf wird der Einkommensausfall auf 38 Millionen Franken pro Jahr geschätzt). Ausserdem wären die Haushalte, die solche Menschen für die Hausarbeit oder die Betreuung von Kindern, Betagten oder Kranken einstellen, sich ihrer Verpflichtungen als Arbeitgeber besser bewusst. Aus dieser Sicht müsste man, wie das im Wallis und in Genf bereits der Fall ist, ein System entwickeln, das die administrativen Schritte zur Einstellung von Hausangestellten vereinfacht (Lohn, Abzüge für die Sozialversicherungen usw.).  Die wohlhabenden Haushalte, die solche Menschen einstellen, könnten dann die administrative Komplexität nicht mehr als Vorwand benutzen, um die Beschäftigung von Schwarzarbeiterinnen zu rechtfertigen.
Das Parlament, welches das neue Ausländergesetz behandelt, muss die neue Situation zur Kenntnis nehmen und eine Verfügung ins Gesetz aufnehmen, die dem Bundesrat die Möglichkeit gibt, gewisse Gruppen oder Kategorien von Menschen, die in der Schweiz ohne Aufenthaltsbewilligung arbeiten, zu legalisieren.  
Eine Sogwirkung vermeiden
Dennoch muss man die Hauptkritik der Gegner einer Teil- oder Kollektivlegalisierung ernst nehmen. Diese Kritik besagt, dass eine Legalisierung das Problem nicht löst, weil die legalisierten Arbeitskräfte die betroffenen Sektoren (Hausarbeit, Gastronomie) verlassen und dann durch neue Papierlose ersetzt werden. Mit strengen Bedingungen kann diese Sogwirkung jedoch vermieden werden: 
1. Eine Legalisierung der Schwarzarbeiterinnen in der Hauswirtschaft müsste mit der Auflage verbunden sein, dass die legalisierten Frauen den Sektor, in dem sie arbeiten, für eine relativ lange Zeit nicht verlassen dürfen (zum Beispiel 3 Jahre). 
2. Die Sanktionen gegen Arbeitgeber, die ausländische Arbeitskräfte ohne Bewilligung einstellen, müssen, genau wie die Kontrollen, spürbar verschärft werden.
3. Eine Teilliberalisierung ist kein wiederholter Vorgang, sondern ein einmaliges Verfahren, das für ein besseres Funktionieren des Arbeitsmarkts sorgt.
Hören wir mit der Heuchelei und der Vogel-Strauss-Politik auf und legalisieren wir die Schwarzarbeiterinnen in der Hauswirtschaft. Dabei gewinnen nicht nur die betroffenen Frauen, sondern auch der Staat durch mehr Steuereinnahmen. Verlierer sind nur die Menschen, die sich nie die Frage stellen, ob es vertretbar ist, sein Vermögen auf Kosten der Schwächsten zu vermehren, auf Kosten jener, die ihre Rechte nicht geltend machen können.
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